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Auf http://www.service.elk-wue.de/pfarrplan gibt es umfassende Informationen. Hier dagegen soll lediglich hervorgehoben werden, worauf aufgrund der Erfahrungen aus den vorigen PfarrPlänen in besonderer Weise zu achten wäre:
1 Wozu PfarrPlan?

In der Landeskirche geht die Zahl der Gemeindeglieder zurück, entsprechend die Finanzkraft der Landeskirche. Auch die Zahl der Pfarrerinnen und Pfarrer sinkt. Damit muss sich auch die Zahl der Pfarrstellen verringern, denn im Blick auf die Verteilungsgerechtigkeit sollen nicht immer mehr Pfarrstellen (vor allem am Rand der Landeskirche) vakant bleiben. Im PfarrPlan geht es darum, die Anzahl und die Verteilung der Gemeindepfarrstellen an diese Rückgänge anzupassen.
2 Vorbereitung

Nach jetzigem Planungsstand werden im März 2017 die verbindlichen Zielzahlen für die einzelnen Kirchenbezirke bekannt gegeben. Bereits davor sollen das Verfahren und die Termine für die Beratungen und Klärungen im Kirchenbezirk geplant werden. Bewährt hat es sich, einen von der Bezirkssynode bestätigten örtlichen PfarrPlan-Sonderausschuss zu bilden, der – wenn es sich nicht um den KBA handelt – diesem regelmäßig berichtet. Der örtliche PfarrPlan-Sonderausschuss sollte auch aufgrund seiner Zusammensetzung in der Lage sein, die verschiedenen Interessen auszutarieren. Zu bedenken sind dabei insbesondere die Interessen der Kirchengemeinden, der Pfarrerschaft und des Kirchenbezirks. Als Abschluss der Beratungen und Klärungen im Kirchenbezirk wird eine Bezirkssynode vorgesehen (eventuell als Sondersynode), die spätestens im März 2018 das bezirkliche Stellenverteilungskonzept als Vorschlag für die Landessynode beschließt.
3 Beteiligung und Transparenz

Grundsätzlich sind von Veränderungen Betroffene anzuhören (also vor allem die Kirchengemeinden und die Pfarrerinnen und Pfarrer). „Anhören“ heißt nicht, dass diese mit den Planungen einverstanden sein müssen. Aber sie müssen die Möglichkeit zur Stellungnahme erhalten, die für die Entscheidungsfindung herangezogen wird.

In einem transparenten Beteiligungsverfahren soll die Verteilung der Gemeindepfarrstellen innerhalb des Kirchenbezirks ausreichend diskutiert werden, allerdings soll sich der Aufwand dafür im Rahmen halten und nicht zu viele Kräfte absorbieren.
4 Konzeption und Rahmenbedingungen
Bei den vorigen PfarrPlänen hat sich als wichtig erwiesen:

· Es geht um die konzeptionelle Planung, wie die Stellen für den Gemeindepfarrdienst, die in einem Kirchenbezirk zur Verfügung stehen, gerecht auf die Kirchengemeinden verteilt werden sollen, und wie dies möglichst angemessen und nachvollziehbar geschehen kann. Der gegenwärtige Besetzungsstand hat demgegenüber in den Hintergrund zu treten.
· Eine wichtige Frage ist die nach der Nachhaltigkeit: Kann die intendierte Struktur auch bei weiter zurückgehenden Pfarrstellenzahlen längeren Bestand haben? Größere Anpassungsschritte (indem beispielsweise eine von zwei Pfarrstellen aufgehoben wird, anstatt zunächst bei einer oder gar beiden Pfarrstellen den Stellenumfang zu verringern) erscheinen zwar kurzfristig härter, sind aber langfristig verträglicher als mehrere kleinere Anpassungen alle paar Jahre.
· Pfarrstellen sind im größeren Zusammenhang einer Nachbarschaft oder eines Distrikts zu sehen.

· Pfarrstellen müssen inhaltlich konkret „gefüllt“ und pfarrdienstlich ausgerichtet sein. Verkündigung und Seelsorge sind konstitutiv. Es muss sich um Funktionen handeln, die klar dem in § 5 WürttPfG vorgesehenen Aufgabenspektrum des Pfarrdienstes zugeordnet werden können. Ein „Springer“ im Kirchenbezirk wäre nicht möglich.
· Möglich sind aber besonders profilierte gemeindebezogene Sonderpfarrstellen (bisher bereits mancherorts errichtet für Religionsunterricht, Erwachsenenbildung, Jugendarbeit, Diakonie, Öffentlichkeitsarbeit, Hochschulseelsorge, Gefängnisseelsorge) oder als Sonderaufträge im Nebenamt mit entsprechenden Anteilen (bis zu 50 Prozent) an Gemeindepfarrstellen.
· Nur Stellenumfänge von 100 Prozent, 75 Prozent und 50 Prozent sind möglich, keine Zwischengrößen. 
· Eine Einzelpfarrstelle („eine Pfarrstelle für eine Kirchengemeinde“) im Umfang von 50 Prozent ist meist eine schwierige Konstruktion. Der Anpassungsbedarf ist enorm - und in vielen Fällen erfolgt nach wenigen Jahren bereits als nächster Schritt die Aufhebung. Erforderlich ist zumindest eine intensive Einbindung in die Nachbarschaft („Wer hält die Gottesdienste?“).

· Bei der Stellenkonzeption kann als wichtiges heuristisches Kriterium die Frage dienen: „Ist diese Pfarrstelle vermutlich leicht zu besetzen?“ 
· Die Zahl der Gemeindeglieder ist zwar eine wichtige Größe, wird aber in ihrer Bedeutung als Verteilkriterium häufig überschätzt. Der Umfang der von der Zahl der Gemeindeglieder direkt abhängigen Dienste macht nur einen Bruchteil des gesamten pfarrdienstlichen Aufgabenbereichs aus.

· Es wird und soll auch künftig „größere“ neben „kleineren“ Pfarrstellen geben; alle Unterschiede nivellieren zu wollen, ist nicht nur unmöglich, sondern hat sich teilweise auch als kontraproduktiv erwiesen.
· Die Veränderungen sind möglichst bis ins Details konkret zu planen. Aufgeschobene unpopuläre Entscheidungen holen später umso härter ein.

· Die Auswirkung von Änderungen in der Größe von Seelsorgebezirken auf die Einstufung von Pfarrstellen und auf das Deputat des Religionsunterrichts sollte beachtet werden.

5 Danach
In den Jahren der Umsetzung dürfen die von Veränderungen Betroffene nicht allein gelassen werden. Wer vor größeren Veränderungen verschont wurde, soll sich darum bemühen, die Last der von größeren Veränderungen Betroffenen mitzutragen.
6 Hilfen

Auch zum PfarrPlan 2024 können Moderatoren und Moderatorinnen über den Evang. Gemeindedienst für schwierige Entscheidungsfindungsprozesse hinzugezogen werden. Der Oberkirchenrat beteiligt sich zur Hälfte an den Kosten.

Unterstützung bieten auch das Dezernat Theologische Ausbildung und Pfarrdienst im Evang. Oberkirchenrat und die Prälatin und die Prälaten.

Daneben wird von Seiten des Oberkirchenrats persönliche Beratung über Telefon und E-Mail angeboten.

Vor einem Beschluss in der Bezirkssynode muss das bezirkliche Stellenverteilungskonzept dem Oberkirchenrat zum Gegenlesen und ggf. zur Überprüfung (Stellenkonzeption und personelle Umsetzbarkeit, Vergleichbarkeit und Verträglichkeit) übersandt werden. 
Evang. Oberkirchenrat Stuttgart
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